
Seite 1 von 1 
 

 
 

Blinden- und Sehbehindertenverein Schleswig-Holstein e.V. 
BSVSH  
Wolfgang Gallinat 
Geschäftsführer 

Memelstraße 4 
23554 Lübeck 
 
 
Schleswig-Holsteinischer Landtag 
Sozialausschuss 
z. H. Frau Petra Tschanter 
Landeshaus 
Düsternbrooker Weg 70 
24105 Kiel 
 
 
           27.12.2006 
 
 
Unsere Stellungnahme zum Thema: 
Barrierefreies Fernsehen 
Bericht der Landesregierung 
Drucksache 16/773 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte Frau Tschanter, 
 
vielen Dank für Ihre Unterrichtung über den Termin zur mündlichen Anhörung am 
08.02.2007. Ich bitte Sie, für uns vorsorglich 4 Plätze (für Frau Walter und unsere AD-
Fachreferentin, Frau Michalski, sowie 2 Begleitpersonen) im Sitzungsraum zu reservieren; 
zu der ggf. benötigten Technik werden wir uns bis spätestens Ende Januar 2007 äußern. 
 
Anbei finden Sie Anlage 1 unsere aktuelle Stellungnahme, die aufgrund Ihres Schreibens 
vom 21.11.2006 erstellt wurde. Darüber hinaus finden Sie eine Kopie des Mail-Verkehrs 
mit dem Büro von Herrn Dr. Hase vom 04.04.2006 zum gleichen Thema (Anlage 2), deren 
Inhalt bedauerlicherweise offensichtlich noch nicht die gewünschte Berücksichtigung im 
Zusammenhang mit dem Entstehen der Drucksache 16/773 erfuhr. Insofern sind wir 
dankbar, jetzt noch einmal ausführlich auf unsere Standpunkte in den aufgeworfenen Fra-
gen eingehen zu können. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
Gallinat, Geschäftsführer 
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1. Wie sieht die Versorgung von seh- und hörgeschädigten Menschen mit Informationen 
über das Fernsehen in Schleswig Holstein, im Besonderen in der regionalen 
Berichterstattung aus? 
 
Eine regionale Berichterstattung, die auch für blinde und sehbehinderte Menschen 
zugänglich ist, findet weder in Schleswig-Holstein noch in anderen Bundesländern statt. 
Die Schwierigkeit, die Audiodeskription bei aktuellen Sendungen einzusetzen, ist durch 
die zeitaufwendige  Produktion nicht generell möglich. Jedoch könnten einzelne 
Beiträge für Magazinsendungen, , deren Inhalt nicht vom Tagesgeschehen abhängig ist, 
wie „DAS“ oder das „Schleswig-Holstein-Magazin“, durchaus mit Audiodeskription 
versehen werden. 
Eine Versorgung mit Informationen fehlt auch vollständig im Bereich von 
Dokumentationen. Dem NDR sollte nahe gelegt werden, sein Engagement gerade auch 
auf diesen Bereich auszuweiten. Viele blinde und sehbehinderte Menschen bedauern 
sehr, dass der Informationsgewinn durch Dokumentationen nur sehr eingeschränkt 
möglich ist. 
 
 
 
2. Welche Verbreitung besteht bei dem Einsatz von Gebärdensprache, Untertitelung 
und Audiodeskription in Regionalprogrammen anderer Bundesländer? 
 
Hierzu können wir ggf. erst in der Anhörung Erkenntnisse vorgetragen. 
 
 
 
3. Auf welche Weise setzt die Landesregierung sich dafür ein, dass der NDR mehr 
Sendungen mit Untertiteln ausstrahlt und die Einblendung der Gebärdensprache bei 
Nachrichtensendungen einführt sowie Audiodeskriptionsangebote deutlich erweitert? 
 
Dem BSVSH ist durchaus klar, das die Landesregierung sich nicht in die 
Rundfunkhoheit des NDR einmischen darf. Trotzdem könnte Sie mit mehr Nachdruck 
eine Ausweitung der Audiodeskription fordern. Weiter sollte darauf hingewirkt werden, 
dass im Schleswig-Holsteinischen LGG die Audiodeskription, ähnlich wie im 
Bayerischen LGG, verankert wird. Das würde dem NDR die Möglichkeit eröffnen, für die 
Verteilung der Finanzmittel die Gewichtung auf mehr Barrierefreiheit zu verlagern. 
Auch die ULR sollte mit Nachdruck darauf hingewiesen werden, die  DVB-T-
Sparversionen in vielen Regionen von SH möglichst zügig zu erweitern. Über DVB-T ist 
der Empfang von Hörfilmen am Unproblematischten. Das DVB-T bietet die Chance, 
selbst von Sendeanstalten, die außerhalb des analogen Antennen-Empfangsbereich 
lagen, Hörfilme zu empfangen. Auch die privaten Sender, die ins DVB-T-Netz 
eingespeist werden, dürften sich einem barrierefreiem Fernsehen für blinde und 
sehbehinderte Menschen nicht weiter entziehen. Das Argument der Qualitätsminderung 
durch den 2-Kanal-Ton kann im DVB-T-Netz nicht mehr aufrecht erhalten werden. 
Ebenso darf die Argumentation, eine Refinanzierung durch die Wirtschaft ist nicht 
gegeben, für ein fehlendes Engagement im Audiodeskriptionsbereich zukünftig nicht 
mehr gelten. 
 



4. In einer Protokollerklärung zur letzten Änderung des Staatsvertrages über den NDR 
aus dem Mai 2005 bitten die Länder den NDR, über sein bereits bestehendes 
Engagement hinaus im Rahmen seiner finanziellen Möglichkeiten barrierefreie Angebote 
vermehrt aufzunehmen. In welchen Bereichen und in welchem Umfang ist der NDR 
dieser Bitte nachgekommen? 
 
Die Zahl der produzierten Hörfilme ist konstant geblieben. Wie in 2005 sind auch in 2006 
12 Hörfilmfassungen für eigene NDR-Filme erstellt worden. Erfreulicherweise ist eine 
Steigerung bei der Hörfilmausstrahlung zu verzeichnen. Im  Jahr 2005 wurden nur 23 
Hörfilme ausgestrahlt, dagegen in 2006 27, somit 2567 Minuten. Dazu ist jedoch 
anzumerken, dass die Hörfilm-Erstausstrahlung, der vom NDR produzierten Hörfilme, 
meist in der ARD erfolgt. Die ARD hat in diesem Jahr 51 Hörfilme ausgestrahlt.  
Der NDR produziert eigene Spielfilme, Tatorte und Polizeiruf 110 als Hörfilme.  
Von  den in der Drucksache als „barrierefrei“ aufgeführten 92 Filmen sind lediglich 14 
mit Audiodeskription versehen.  
Nach wie vor ist der Empfang von Hörfilmen sehr problematisch. So sind in 2006 
insgesamt 520 Hörfilme gesendet worden. Jedoch sind diese bei weitem nicht von allen 
blinden und sehbehinderten Menschen zu empfangen. Nur ARD, BR, Arte, ZDF und 
3sat strahlen Hörfilme bundesweit aus. Die anderen dritten Programme können meist 
nur regional empfangen werden. Zusätzlich gibt es weitere Schwierigkeiten. Die ARD 
bietet keine Hörfilme über Satellit an, das ZDF sendet nur noch digital. Der BR hat seit 
Juli 2006 einen Hörfilmstop verfügt, der laut Sender Anfang 2007 wieder aufgehoben  
werden soll. Bis zu diesem Zeitpunkt will der BR die Schwierigkeiten durch die digitale 
Ausstrahlung überwunden haben. 
  
5. In wie weit kann bei der Förderung kultureller Filmproduktionen durch die 
Landesregierung eine Untertitelung sowie ggf. Audiodeskription zur Voraussetzung für 
eine Förderung gemacht werden? 
 
Das Budget der kulturellen Filmförderung ist viel zu knapp bemessen. Trotzdem kann es 
u. E. nicht sein, dass von der Landesregierung geförderte Projekte von vornherein und 
wissentlich bestimmten Personenkreisen vorenthalten bleibt. Sicher wird man von 
jungen Filmemachern bei Low-Budget-Projekten nicht erwarten können, dass sie eine 
Untertitelung oder eine Audiodeskription mit in ihrer Finanzplanung berücksichtigen. 
Allerdings sollte bei kommerziellen Produktionen, die Förderungswürdigkeit von der 
Zugänglichkeit für blinde und sehbehinderte sowie für hörbehinderte Menschen 
abhängig gemacht werden. Die gleichen Richtlinien sollten auch für die Gesellschaft zur 
Förderung audiovisueller Werke in Schleswig-Holstein gelten. 
 
 
 
6. In welcher Weise ist das Thema barrierefreies Fernsehen Bestandteil der Ausbildung 
im Medienbereich an den Hochschulen des Landes? Kann z.B. die Gesellschaft zur 
Förderung audiovisueller Werke in Schleswig-Holstein mbh (MSH) die Förderung von 
Fernsehproduktionen von der Einsetzung von Untertiteln abhängig machen? 
 
Hierauf können wir derzeit keine Antwort geben. 
 



7. Werden bei der Neuordnung des Offenen Kanals Untertitel, Gebärdesprache und 
Audiodeskription mit in den Aufgabenkatalog aufgenommen? 
 
Wie in der Drucksache bereits ausgeführt wurde, ist dem „Offenen Kanal“ eine 
Barrierefreiheit wohl nicht zuzumuten. 
 
 
 
8. Welche Möglichkeiten hat die Landesregierung, sich bei der Neuordnung der EU- 
Fernsehrichtlinie für eine Aufnahme des Kriteriums Barrierefreiheit, zum Beispiel über 
eine Bundesratsinitiative einzusetzen? 
 
Durch die Autonomiehoheit der Sendeanstalten ist eine Bundesratsinitiative nicht einmal 
im Bundesgebiet durchzusetzen, geschweige denn EU-weit, zumal einige europäische 
Länder viel fortgeschrittener im Bereich „barrierefreies Fernsehen“ sind. In 
Großbritannien  muss z.B. eine Quote für Sendungen mit Audiodeskription bis zum Jahr 
2010 von 10 % erreicht werden. Davon sind auch die privaten Sender nicht 
ausgeschlossen. 










